Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 4024 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. Januar 1953 

6 - 73105 - 2931/52 V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit 
Fischen und Fischwaren (Fischgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes in seiner 93. Sitzung am 10. Oktober 1952 nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

Über den Verkehr mit Fischen und Fischwaren (Fischgesetz) 


Anlage 1 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 


Marktausgleich 


S 1 


Begriffsbestimmungen, Geltungsbereich 

(1) Fische im Sinne dieses Gesetzes sind 
Seefische, Schal- und Krustentiere. Fisdtwaren 
sind Erzeugnisse aus Seefisclien, Schal- und 
Krustentieren einschließlich Fischmehl und 
Futtergarnelen. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Fänge der 
deutschen Binnenfischerei. 


§ 2 


Versorgungsplan, Einfuhrbeschränkungen 

(1) Um eine geordnete und gleichmäßige 
Versorgung der Bevölkerung mit Fischen und 
Fischwaren sicherzustellen, stellt der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Bundesminister) nach Anhörung des 
Marktverbandes (§ 8) im Benehmen mit den 
für die Fischwirtschaft zuständigen obersten 
Landesbehörden (oberste Landesbehörden) 
für jedes Wirtschaftsjahr (1. Januar bis 
31. Dezember) im Rahmen eines Versorgungs- 
planes fest, welche Mengen von Fischen vor- 
aussichtlich aus Eigenanlandungen zur Ver- 
fügung stehen und welche Mengen von Fi- 
schen und Fisch waren zur Deckung des Be- 
darfs eingeführt werden müssen. 

(2) Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen 
Versorgung können Fristen mit den in Be- 
tracht kommenden Ausfuhrländern verein- 
bart werden, innerhalb derer die Einfuhr be- 
stimmter Fische und Fischwaren beschränkt 
wird (Schonfristen), soweit nicht multilaterale 
Verträge entgegenstehen. 


§ 3 

Marktstützung 

(1) Der Bundesminister kann den Betrie- 
ben der Seefischerei nach Anhörung des 
Marktverbandes (§ 8) und im Benehmen mit 
den obersten Landesbehörden der Küsten- 
länder Stützungsbeträge aus Abgaben zur 
Marktstützung (§ 4) gewähren, wenn Fische 
aus deutschen Anlandungen in deutsdien Hä- 
fen nicht zu einem Mindestsatz für den 
menschlichen Verzehr abgesetzt und deshalb 
zu Fisdtmehl verarbeitet werden. Der Bun- 
desminister bestimmt den Mindestsatz im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft. Dieser soll unter den Gestehungs- 
kosten liegen. Der Fischmehlrohstoffpreis und 
der Stützungsbetrag dürfen zusammen den 
Mindestsatz nicht überschreiten. Ein Rechts- 
anspruch auf Gewährung von Stützungsbeträ- 
gen besteht nicht. 

(2) Der Bundesminister hat nach Anhörung 
des Marktverbandes (§ 8) und im Benehmen 
mit den obersten Landesbehörden der Kü- 
stenländer die Voraussetzungen für die Ge- 
währung von Stützungsbeträgen bekanntzu- 
machen. 


§ 4 

Abgabe zur Marktstützung 

(1) Zur Marktstützung (§ 3) wird von den 
Betrieben der Hochsee-, Großen Herings-, 
Kutter- und Küstenfischerei bei deutschen 
Anlandungen in deutschen Häfen eine Ab- 
gabe erhoben. Betriebe der Großen Herings- 
fisdierei sind nur abgabepflichtig, soweit sie 
Seefischmärkte beschicken. 

(2) Der Bundesminister erläßt durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Bestimmungen über die Höhe der Ab- 
gabe und ihre Erhebung. Die Abgabe darf 
1, — Deutsche Mark je 100 kg Fische und 
Fischwaren nicht übersteigen. 
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(3) Der Bundesminister verwendet die Mit- 
tel nach Anhörung des Beirats (§ 5); er kann 
sie bis zur endgültigen Verwendung den See- 
fischmarktgesellschaften der Küstenländer als 
Darlehen für Zwecke der Fischwirtschaft 
überlassen. 

(4) Die Abgabe wird nach den Vorschrif- 
ten der Reichsabgabenordnung und ihrer 
Durchführungsbestimmungen beigetrieben. 

(5) Die Verwendung der Abgabe unter- 
liegt der Rechnungsprüfung durch den Bun- 
desrechnungshof. 



(1) Zur Beratung des Bundesministers bei 
der Durchführung von Stützungsaufgaben 
(§ 3) wird ein Beirat gebildet. Er besteht aus 

1. einem Vertreter des Bundesministers als 
Vorsitzendem, 

2. je einem Vertreter der obersten Landesbe- 
hörden der Küstenländer, 

3. vier Vertretern der Seefischerei, 

4. zwei Vertretern der Verbraucher. 

(2) Der Bundesminister im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft re- 
gelt die Bildung des Beirats im einzelnen. 

(3) Die berufenen Vertreter sind an Wei- 
sungen nicht gebunden. Ihre Tätigkeit ist 
ehrenamtlich. 


§ b 

Abgaben zur Förderung des Fischverbrauchs 

(1) Zur Förderung des Fischverbrauchs wird 
eine Abgabe erhoben 

1. vom Einführer beim Erwerb von Fischen 
oder Fischwaren, 

2. von den Betrieben der Hochsee-, Großen 
Herings-, Kutter- und Küstenfischerei 
bei deutschen Anlandungen in deutschen 
Häfen, 

3. vom ersten Abnehmer beim Erwerb von 
Fischen oder Fischwaren an den Seefisch- 
märkten. 

(2) Die Abgabe darf 0,10 Deutsche Mark 
je 100 kg Fische und Fischwaren nicht über- 
steigen. 

(3) Im übrigen gelten die Bestimmungen 
des § 4 Abs. 2 bis 5 sinngemäß. 


§ 7 


Beirat für Förderungsmaßnahmen 


(1) Zur Beratung des Bundesministers bei 
der Durchführung von Förderungsmaßnah- 
men (§ 6) wird ein Beirat gebildet. Er be- 
steht aus 

Feinem Vertreter des Bundesministers als 
Vorsitzendem, 

2. sechs Vertretern der obersten Landesbehör- 
den, 

3. vier Vertretern der Fischwirtschaft, 

4. zwei Vertretern der Verbraucher. 

(2) Die Vertreter der obersten Landesbe- 
hörden werden vom Bundesrat bestimmt. Die 
Vertreter der Fiscliwirtschaft werden vom 
Bundesminister berufen. Besteht ein Markt- 
verband (§ 8), so schlägt dieser die Vertre- 
ter der Fischwirtschaft vor. Im übrigen gilt 
5 5 Abs. 2 und Abs. 3 sinngemäß. 


§ 8 

Marktverband 

(1) Der Bundesminister kann einen Zusam- 
menschluß der berufsständisclien Organisatio- 
nen der Fischwirtschaft, der für das Bundes- 
gebiet gebildet ist, als Marktverband aner- 
kennen, wenn er folgende Voraussetzungen 
erfüllt: 

1. Zu seinen satzungsgemäßen Aufgaben müs- 
sen gehören 

a) Beobachtung, Berichterstattung und Sta- 
tistik über den Markt, 

b) Förderung der Fischwirtschaft, insbeson- 
dere des Absatzes und der Werbung, 

c) die fachliche Unterrichtung der berufs- 
ständischen Organisationen. 

2. Durch die Satzung muß den Verbrauchern 
eine angemessene Vertretung in den Or- 
ganen des Marktverbandes gesichert sein. 

3. Der Marktverband muß sich der Aufsicht 
des Bundesministers unterstellen. 

(2) Der Bundesmdnister kann sich des 
Marktverbandes zur Vorbereitung und 
Durchführung der in diesem Gesetz vorge- 
sehenen Aufgaben bedienen. Hoheitliche Auf- 
gaben dürfen dem Marktverband nicht über- 
tragen werden. 

§ 9 

Marktregelung bei Krabben 

Die obersten Landesbehörden der Küsten- 
länder können 
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1. die Fangzeit für Krabben (Garnelen), 

2. die Ablieferung von Krabben (Garnelen), 
die nicht als Speisekrabben in den Verkehr 
gelangen, an bestimmte Be- und Verarbei- 
tungsbetriebe, 

3. den Umfang der Verarbeitung zu Futter- 
zwecken und 

4. eine Anbietepflicht der Be- und Verarbei- 
tungsbetriebe für Erzeugnisse aus Futter- 
krabben 

vorschreiben. Sie können auch Preise für Fut- 
terkrabben (Garnelen) festsetzen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 
§ 10 

Meldepflicht 

Der Bundesminister kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
bestimmen, daß zu melden haben: 

1. Be- und Verarbeitungsbetriebe der Fisch- 
wirtschaft den Erwerb, die Be- und Ver- 
arbeitung, den Absatz und die Vorräte von 
Fischen und Fischwaren sowie die Herstel- 
lung von Fischwaren, 

2. Betriebe, die Fischmehl, Fischöl oder Tran 
herstellen, den Erwerb und die Verarbei- 
tung von Fischen und Fischabfällen sowie 
die Herstellung, den Absatz und die Vor- 
räte an Fischmehl, Fischöl und Tran, 

3. Betriebe des Küstengroßhandels den Er- 
werb, den Absatz und die Vorräte an Fi- 
schen und Fischwaren. 

§ 11 

Auskunftspflicht 

(1) Der Bundesminister und die obersten 
Landesbehörden sind auskunftsberechtigte 
Stellen im Sinne der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht vom 13. Juli 1923 (Reichsge- 
setzbl. I S. 699, 723). 

(2) Der Bundesminister kann bestimmen, 
daß auch andere Dienststellen, die von ihm 
mit der Durchführung dieses Gesetzes und 
der dazu ergehenden Durchführungsbestim- 
mungen beauftragt werden, auskunftsberech- 
tigt im Sinne des § 1 der Verordnung über 
Auskunftspflicht sind. 


(3) Für das Auskunftsverlangen und die 
Auskunftspflicht gelten die Bestimmungen 
der Verordnung über Auskunftspflicht mit 
Ausnahme des § 4 Abs. 2 und des § 6. 

§ 12 

Verschwiegenheitspflicht 

Die Mitglieder der Beiräte (§§ 5 und 7) 
und der Organe des Marktverbandes (§ 8) 
sowie dessen Angestellte sind vorbehaltlich 
der dienstlichen Berichterstattung und der 
Anzeige von Gesetzwidrigkeiten verpflichtet, 
über Einrichtungen und Geschäftsverhält- 
nisse, die durch ihre Tätigkeit im Rahmen 
dieses Gesetzes oder der dazu ergehenden 
Durchführungsbestimmungen zu ihrer Kennt- 
nis gelangen, Verschwiegenheit zu beachten 
und sich der Mitteilung und der Verwertung 
von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen zu 
enthalten. Soweit sie nicht Beamte sind, sind 
sie auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Ob- 
liegenheiten nach § 1 der Verordnung gegen 
Bestechung und Geheimnisverrat nichtbeam- 
teter ^Personen in der Fassung vom 22. Mai 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) zu verpflichten. 


DRITTER ABSCHNITT 
Straf- und Schlußbestimmungen 

§ 13 

Strafbestimmungen 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. die Meldepflicht nach § 10 verletzt, 

2. die Auskünfte, zu denen er nach § 11 ver- 
pflichtet ist, ganz oder teilweise verweigert 
oder nicht In der gesetzlichen Frist erteilt 
oder unrichtige oder unvollständige An- 
gaben macht, 

3. Bestimmungen oder schriftlichen Einzel- 
verfügungen zuwiderhandelt, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen sind, so- 
fern diese ausdrücklich auf die Strafbestim- 
mungen dieses Gesetzes verweisen, 

begeht eine Zuwiderhandlung Im Sinne des 
Zweiten Abschnittes des Ersten Buches (§§ 6 
bis 21) des Wirtschaftsstrafgesetzes in der 
Fassung vom 25. März 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 190). 
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§ 14 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesctz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) audi im Lande Berlin. 

§ 15 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes treten entgegenstehende Bestimmungen 
außer Kraft, insbesondere 

l.die Verordnung über die Regelung der 
Versorgung mit Fischen und Fisdiwaren 
vom 7. September 1939 (Reidisgesetzbl. I 
S. 1734), 


2. die Verordnung über den Zusammenschluß 
der deutsdien Fisch wirtsdiaft vom 1. April 
1935 (Reidisgesetzbl. I S. 542) in der Fas- 
sung der Verordnung vom 30. April 1937 
(Reidisgesetzbl. I S. 580), 

3. die Anordnung des Reichsbauernführers 
betreffend Satzung der Hauptvereinigung 
der deutschen Fisdiwirtschaft vom 13. Juni 
1935 (RNVbl. S. 307) in der Fassung der 
Anordnungen vom 3. März 1936 (RNVbl. 
S. 143), 29. April 1936 (RNVbl. S. 223) 
und 16. November 1936 (RNVbl. S. 580) 
und 7. Mai 1942 (RNVbl. S. 153), 

4. die Anordnungen der Hauptvereinigung 
der deutschen Fischwirtschaft und ihrer 
Außenstellen, 

5. das Gesetz über die Erhebung von Ab- 
gaben auf dem Gebiete der Ernährungs- 
wirtsdiaft vom 28. Juli 1950 (Bundesge- 
setzbl. S. 340). 


Begründung 


A. Allgemeines 

Die Anlandungen der Seefischerei unterliegen 
besonderen Schwankungen, die durdi die Ab- 
hängigkeit von der Natur (Wetter, Jahres- 
zeiten, verschiedene Fangzeiten, biologische 
Faktoren usv/.) bedingt sind. Hierauf ist auch 
zurückzuführen, daß die Bundesrepublik ne- 
ben steigenden Eigenfängen einen ständigen 
Ergänzungsbedarf durch Einfuhren hat. In 
dem Streben nach einer gleichmäßigeren Be- 
schickung der Märkte wurden schon seit vie- 
len Jahren direkt oder indirekt Ausgleichs- 
maßnahmen verschiedener Art durchgeführt. 
Vor allem bestand das Bedürfnis, Eigenanlan- 
dungen und Einfuhren in zeltlldier, men- 
gen-, arten- und sortenmäßiger Beziehung 
weitgehend aufeinander abzustimmen. 

Die Zweiteilung Deutschlands ist für die 
Fischwirtschaft besonders einschneidend. Ihre 
Hauptstandorte befanden und befinden sich 
im Bereich der Bundesrepublik, während 
die Hauptabsatzgebiete in Ostdeutschland 
lagen. Dieser Zustand bereitet nadi der Wäh- 
rungsreform vor allem Handel und Industrie 
große Schwierigkeiten und äußert sidi in zu- 
nehmenden Krisenersdielnungen. 

Damit die Fischwirtschaft im Bundesgebiet 
in Zukunft ihre Funktionen im Rahmen der 


Ernährungswirtschaft besser erfüllen kann, 
ist für das innerdeutsche Marktgeschehen 
eine gewisse Marktregelung und Marktord- 
nung notwendig. Sie soll nicht allein der 
I'isdiwirtschaft dienen, sondern audi der 
möglichst gleichmäßigen Versorgung der Be- 
völkerung mit Fischen und Fischwaren. Da- 
durch kann dazu beigetragen werden, daß 
der Fisch Innerhalb der Nahrungsversorgung 
der Bevölkerung die Bedeutung erlangt, die 
Ihm crnährungspolitlsch in Beziehung zu an- 
deren Nahrungsmitteln zukommt. In der 
Seefisdierei Hegt zudem nodi eine Reserve, 
die audi im Hinblick auf die starke Abhän- 
gigkeit der Bundesrepublik von Nahrungs- 
mittelzufuhren aus dem Ausland weit mehr 
als bisher erschlossen werden sollte. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht mit 
Rüdvsicht auf die Vielgestaltigkeit des Ge- 
schehens in der Fisdiv/irtsdiaft und die nicht 
voraussehbaren Einwirkungen der Natur nur 
eine Einflußnahme auf wenige Faktoren des 
Marktablaufs vor. Als notwendig werden ge- 
setzlldie Grundlagen für folgende Maßnah- 
men erachtet: 

1. Ausgleich zwisdien Eigenanlan düngen und 
Einfuhren (Versorgungsplan, Einfuhrbe- 
schränkungen), 


o 



2. Ausgleich in den Zufuhren zur Erzielung 
einer gleichmäßigen Belieferung von Han- 
del und Industrie und eines stetigeren Wa- 
renabflusses von der Küste zu den Ver- 
brauchsgebieten im Binnenland (Markt- 
stützung), 

3. Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung, 

4. Verbreiterung der Fischversorgung und 
damit Steigerung des Verbrauchs (Absatz- 
werbung, Verbraucheraufklärung). 

Von Qualltäts-, Sortierungs-, Verpackungs- 
und Verarbeitungsvorschriften usw. konnte 
in vorliegendem Gesetzentwurf Abstand ge- 
nommen werden, weil diese Fragen nacht dem 
Handelsklassengesetz geregelt werden. 

B. Besonderes 

Zu den einzelnen Paragraphen des Gesetz- 
entwurfes wird folgendes bemerkt: 

§ 1 gibt die Begriffsbestimmung und regelt 
den Geltungsbereich. Die Blnnenfisdierei ist 
nicht einbezogen. 

§ 2 sieht die Aufstellung eines Versorgungs- 
plans für jedes Wirtschaftsjahr vor. Im Rah- 
men dieses Versorgungsplans soll festgestellt 
werden, welche Mengen von Fischen voraus- 
sichtlich aus Eigenanlandungen zur Verfügung 
stehen und in welchem Umfange eine Er- 
gänzung durch Einfuhren von Fisdien und 
Flsdiwaren notwendig ist. Der Versorgungs- 
plan soll aber audi im Rahmen der Gesamt- 
ernährungsbilanz darüber Auskunft geben, 
welcher Beitrag an tierischem Eiweiß von 
selten der Fischwirtschaft zur ausreichenden 
Versorgung der Bevölkerung geleistet wer- 
den kann. Der Versorgungsplan stellt also 
einen Voranschlag dar, erforderlichenfalls 
eine Unterlage für Verhandlungen über Ein- 
fuhrbeschränkungen nach Absatz 2. 

§ 3 sieht eine Marktstützung durch Gewäh- 
rung eines Stützungsbetrages aus Mitteln 
einer Abgabenerhebung vor. Die Marktstüt- 
zung ist in der Fischwirtschaft eines der wich- 
tigsten Mittel der Marktregelung überhaupt. 
Durch die Abhängigkeit von den jahreszeit- 
lich und wettermäßig bedingten unterschied- 
lichen Fangverhältnissen und den sich daraus 
ergebenden Schwankungen der Erträge ent- 
stehen Unregelmäßigkeiten in den Anlan- 
dungen, denen nur schwer begegnet werden 
kann. Es handelt sich vornehmlich um so- 
genannte saisonale Fangspitzen, das heißt 
Mengen, die zu gewissen Zeiten anfallen und 
über das normale Konsumbedürfnis der Be- 


völkerung hinausgehen. Sie sollen für die 
Fisdimehlherstellung und Fischölgewinnung 
verwendet werden. Um den Reedern für 
einen entstehenden Erlösausfall einen Aus- 
gleich geben zu können, ist die Ausschüttung 
von Stützungsbeträgen vorgesehen, die von 
der Erfüllung von Bedingungen abhängig 
gemacht werden kann. 

§ 4 . Es sollen von den fischwirtschaftlichen 
Betrieben Abgaben zur Marktstützung erho- 
ben werden. Aus diesen Mitteln sind die Be- 
träge zur Durchführung der In § 3 vorgese- 
henen Maßnahmen zu entnehmen. 

§ 5. Vor der Verwendung von Mitteln aus 
den Abgaben gemäß § 4 soll ein Beirat ge- 
hört werden, der aus Vertretern der ober- 
sten Landesbehörden der Küstenländer, Ver- 
tretern der Seefischerei und der Verbraucher 
besteht. Nach den bisherigen Erfahrungen 
hat es sich als zweckmäßig erwiesen, einen 
soldien Beirat zu bilden, damit die zu tref- 
fenden Maßnahmen vor ihrer Durchführung 
unter wirtschaftlichen und verwaltungsmäßi- 
gen Gesichtspunkten eingehend erörtert wer- 
den können. 

§ 6. Zur Förderung des Fischverbrauchs sol- 
len besondere Abgaben erhoben werden. Un- 
ter Förderung des Fischverbrauchs werden 
vor allem die Maßnahmen verstanden, die 
zur Aufklärung der Bevölkerung über den 
Fischgenuß und zur Erweiterung des Fisch- 
absatzes (Werbung, Ausgestaltung des Ab- 
satznetzes) geeignet sind. 

§ 7, Vor Verausgabung von Mitteln aus den 
Abgaben gemäß § 6 soll ebenfalls ein Beirat 
gehört werden, der aus Vertretern der ober- 
sten Landesbehörden, Vertretern der Fisdi- 
wirtsdiaft und Vertretern der Verbraucher 
besteht. Seinem Charakter nach wird dieser 
Beirat eine ähnliche beratende Tätigkeit aus- 
üben wie der Beirat für die Verwendung der 
Marktstützungsabgaben. 

§ 8. Um den berufsständischen Organisa- 
tionen der Fischwirtschaft die Möglichkeit 
zu geben, sidi auf freiwilliger Grundlage zu- 
sammenzuschließen, sieht § 8 vor, daß der 
Bundesminister einen Marktverband an- 
erkennen und sich seiner zur Vorbereitung 
und technischen Durchführung der Im Gesetz 
vorgesehenen Aufgaben bedienen kann. Die 
Praxis hat als zweckmäßig ergeben, eine 
Reihe von Aufgaben, die nur mittelbar mit 
einer Marktregelung im Zusammenhang ste- 
hen, einer freiwilligen Organisation der 
Fischwirtschaft zu überlassen. Es handelt sich 
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dabei vor. allem um Fragen der Marktbeob- 
achtung, Marktberichterstattung, der Förde- 
rung des Absatzes und der fadilichen Unter- 
riditung. 

§ 9 sieht die Möglichkeit vor, Vorschriften 
über Maßnahmen für den Fang, die Be- und 
Verarbeitung sowie den Absatz und den 
Preis von Krabben (Garnelen) zu erlassen. 
Wegen der Besonderheiten der Krabbenwirt- 
schaft, die in erster Linie in den Ländern 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen Bedeu- 
tung hat, ist es nicht zweckmäßig, bundes- 
reditlidie Vorschriften zu erlassen. 

§§ 10-15 sehen die üblichen Vorschriften 
vor, die audi in den bisher erlassenen Markt- 
gesetzen in ähnlicher Form enthalten sind. 


Der Gesetzentwurf enthält im Gegensatz zu 
verschiedenen anderen Marktordnungsgeset- 
zen keine Ermächtigung zum Erlaß von 
Preisvorschriften, da künftig für die Fisch- 
wirtsdiaft Preisregelungen nicht mehr ge- 
troffen werden sollen. Derartige Preisbin- 
dungen würden der Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung nidit entsprechen. Die 
Preise für Fische und^ Fischwaren sind deshalb 
auch alsbald nach der Währungsreform frei- 
gegeben worden. Um erforderlichenfalls ge- 
gen unangemessene Preise und Handelsspan- 
nen Vorgehen zu können, werden die Mög- 
lichkeiten für ausreichend gehalten, die § 19 
des Gesetzes zur Vereinfachung des Wirt- 
schaftsstrafrechtes vom 26. Juli 1949 (WiStG. 
S. 193) in der Fassung vom 25. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 190) zur Bekämpfung 
der Preistreiberei bietet. 


Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 10. Oktober 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 19. September 1952 — 6 - 73105 - 
1708/52 IV — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 93. Sitzung am 10. Oktober 1952 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr 
mit Fischen und Fischwaren (Fischgesetz) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Dr. Reinhold Maier 
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BUNDESRAT 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit Fischen und Fischwaren (Fischgesetz) 


1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Fische im Sinne dieses Gesetzes 
sind Seefische. Fisdiwaren sind Erzeug- 
nisse aus Seefischen einsdilicßlich Fisdi- 
nichl.“ 

Begründung: 

Marktregelnde Maßnahmen und Bestim- 
mungen für Schal- und Krustentiere und 
Erzeugnisse aus Schal- und Krustentieren 
sind nicht erforderlich. 

Eine Regelung für Futtcrgarnelen Ist 
durdi landesgesetzlidie Maßnahmen aus- 
reichend getroffen (Schleswig-Flolsteln) 
oder so weitgehend vorbereitet (Nieder- 
sachsen), daß der Erlaß bundesrechtlicher 
Bcstim.mungen nicht erforderlich er- 
scheint. Das Bedürfnis nach einer bundes- 
gesetzlidien Regelung nach Artikel 72 
Abs. 2 GG liegt danadi nicht vor. 

2. a) In § 2 Abs. 1 werden die Worte: 

„ . . . nach Anhörung des Markt Ver- 
bandes (§ 8) . . .“ gestrichen. 

b) In § 2 Abs. 1 wird fclgcner Satz 2 
eingefügt: 

„Besteht ein Marktverband, so Ist er 
zu hören.“ 

Begründung: 

Es Ist nicht sicher, daß ein Marktverband 
gebildet und anerkannt wird. Die Fassung 
von § 2 Abs. 1 sollte daher der auch in 
§ 7 Abs. 2 Satz 3 gewählten Formulierung 
angepaßt werden, die dieser Tatsache 
Rechnung trägt. 

3. In § 3 Abs. 1 Satz 1 werden vor den 
Worten: „ . . . Fisclic aus deutsclien An- 
landungen . . .“ die Worte eingefügt: 

„ . . . für den menschlichen Genuß taug- 
liche . . .“. 


Begründung: 

Durch den Zusatz soll erreicht werden, 
daß bei der Festlegung der Voraussetzun- 
gen nach § 3 Abs. 2 der Gesiditspunkt 
der Qualitätsförderung berücksichtigt 
wird. Es soll vor allem^ verhindert wer- 
den, daß Ware geringerer Qualität in die 
Stützung einbezogen wird. 

4. a) In § 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 wer- 

den die Worte: „ . . . nach Anhörung 
des Marktverbandes (§ 8) . . .“ ge- 
strichen. 

b) In § 3 wird folgender Absatz 3 ein- 
gefügt: 

„(3) Besteht ein Marktverband, 
so ist er im Fall des Absatzes 1 
Satz 1 und des Absatzes 2 zu 
hören.“ 

Begründung: 

Vgl. die Begründung zu Ziffer 2. 

5. § 4 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Abgabe darf zwei Deutsche Mark 
je hundert Kilogramm Fische und 
Fischwaren nicht übersteigen.“ 

Begründung: 

Der Satz von 1, — DM je 100 kg Fische 
und Fischwaren entstammt der früheren 
Regelung in der Anordnung Nr. 155 der 
Fiauptvereinigung der deutschen Fisch- 
wirtschaft vom 25. Juli 1943. Dieser Satz 
konnte auf Grund der zwingenden Be- 
stimmungen des Gesetzes zur Deckung 
der Kosten für den Umsatz ernährungs- 
wirtschaftlicher Waren vom 3. Novem- 
ber 1948 in der Fassung des Gesetzes vom 
21, Januar 1950 und 28. Juli 1950 nicht 
erhöht werden. Die Erfahrungen der letz- 
ten Jahre haben gezeigt, daß es zweck- 
mäßig ist, einen höheren Satz vorzusehen. 
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weil eine den Gestehungskosten angenä- 
herte Stützung nicht mit dem Satz von 
1, — DM je 100 kg zu erreichen ist. 

6. In § 5 Abs. 1 wird folgende neue Num- 
mer 2 a eingefügt: 

„2 a. zwei Vertretern der obersten Lan- 
desbehörden der übrigen Lander, 
die der Bundesrat bestimmt.“ 

Begründung: 

Die Stützungsmaßnahmen wirken sich 
auch in den Verbraucherländern aus. 
Diese müssen daher notwendigerweise im 
Beirat vertreten sein. 

7. In § 5 Abs. 2 werden die Worte; „. . . 
im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft . . gestrichen. 

Begründung: 

Die Bildung des Beirates für Stützungs- 
maßnahmen erfolgt zur Beratung des 
Bundesministers für Ernährung, Land- 
v/irtschaft und Forsten. Die Notwendig- 
keit einer Mitwirkung des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft bei der Bildung des 
Beirates ist nicht ersichtlich. 

8. In ^ 5 Abs. 3 treten an die Stelle des 
Wortes: „. . . berufenen . . .“ die Worte: 

. . in Absatz 1 Nr. 3 und 4 genann- 
ten . . 

Begründung: 

Es sollte klargestellt werden, daß die in 
<5 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten Be- 
hördenvertreter im allgemeinen an 
Weisungen gebunden sein werden und 
daß dies zulässig ist. 

9. § 6 erhält folgende Fassung: 

6 

Abgaben zur Förderung des Fisch- 
absatzes 

(1) Zur Förderung des Fischabsatzes 
wird eine Abgabe erhoben 

1. vom Einführer beim Erwerb von 
Fischen oder Fischwaren (ausschließ- 
lidi Fischmehl), 

2. von den Betrieben der Hochsee-, 
Kutter- und Küstenfischerei bei An- 


landungen In deutschen Häfen, 


3 (wie bisher) 

(2) (wie bisher) 


(3) Im übrigen gelten die Bestim- 
mungen des § 4 Abs. 2 Satz 1 und 
Abs. 4 und 5 entsnrechend.“ 

Begründung: 

Die Förderung des Fischabsatzes ist eine 
wcitergehende und umfassendere Aufgabe 
als die Forderung des Fischverbrauchs. 
Die Änderung des Wortes „Fischver- 
brauchs“ in „Fischabsatzes“ entsnricht den 
mit dem Gesetz verfolgten Förderungs- 
zielen. 

Da nicht vorgesehen ist, die Förderungs- 
maßnahmen auf Fischmchlabsatz auszu- 
dehnen, erscheint cs auch nicht an^ze- 
bracht, insoweit eine Abgabe zu erheben. 

Die Betriebe der Großen Heringsfischerei 
sind angesichts Ihres von den Betrieben 
der übrigen Fischwirtschaft abweichenden 
Verkaufs- und Werbungssystems von der 
Verpflichtung zur Entrichtung von Förde- 
rungsabgaben zweckmäßig freizustellen. 

Es erscheint unzweckmäßig, die Abgaben 
nur von „deutschen“ Anlandungen zu er- 
heben, und die Anlandungen von aus- 
ländischen Schiffen außer Acht zu lassen. 

Bei der Änderung des Absatzes 3 handelt 
es sich lediglich um eine redaktionelle 
Klarstellung. 

10. ^ 7 wird gestrichen. 

Begründung:^ 

Es bedarf eines Beirates für Förderungs- 
maßnahmen nicht, nachdem von den ge- 
samten fischwirtschaftlichen FaAorgani- 
sationen für Werbung und Förderung 
Einrichtungen geschaffen worden sind 
(Deutsche Fischwerbung e. V., Förde- 
rungsdienst für den Fischabsatz GmbH). 
Im übrigen dürfte die Durchführung von 
Förderungsmaßnahmen Angelegenheit des 
Marktverbandes (§ 8) sein, sobald er ge- 
bildet ist. 

11. In § 8 Abs. 2 tritt an die Stelle des 
Wortes: „. . . kann . . .“ das Wort: 
„. . . soll . . .“. 
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Begründung: 

Auch bei diesem Marktordnungsgesetz 
soll die Wirtschaft weitestgehend zur 
Mitarbeit herangezogen werden. Wenn 
daher der Marktverband die gesetzlidien 
Voraussetzungen nach 8 Abs. 1 erfüllt 
und anerkannt ist, dann soll sich der Bun- 
desminister auch dieser Einrichtung zur 
Vorbereitung und Durchführung der ge- 
setzlichen Aufgaben bedienen. 

12. S 9 wird gestrichen. 

Begründung: 

Eine Notwendigkeit für eine bundes- 
gesetzliche Regelung besteht nicht, nach- 
dem in dem Lande Schleswig-Holstein ein 
cntspreciiendes Marktgesetz für die Krab- 
benwirtschaft erlassen und in Nieder- 
sadisen der Erlaß eines sachlich überein- 
stimmenden Gesetzes so weit vorbereitet 
ist, daß mit der baldigen Verabschiedung 
gerechnet werden kann. 

13. In § 11 Abs. 2 werden nach dem Wort: 

. . kann . . die Worte eingefügt: 

. . mit Zustimmung des Bundesrats 
durch Reditsverordnung . . .“ 

Begründung: 

Die Übertragung der Berechtigung zur 
Einholung von Auskünften kann nur 
durch Rechtsverordnung erfolgen. Es 
wird hingewiesen auf die Empfehlung des 
Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Ordnung der Gartenbauwirtschaft 
vom 28. März 1952 (vgl. Nr. 14 der An- 
lage zu der BR-Drudts. Nr. 91/52 — Be- 
schluß — ). 


14. a) Die Überschrift des § 13 erhält fol- 

gende Fassung: 

„Zuwiderhandlungen“ 

b) Die Überschrift für den Dritten Ab- 
schnitt („Straf- und Schlußbestimmun- 
gen“) sollte im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten angepaßt wer- 
den. 

Begründung: 

Anpassung an die Regelungen des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten. 

15. § 13 Nr. 1 wird gestrichen; die bisherigen 
Nummerni 2 und 3 werden Nummern 1 
und 2. 

Begründung: 

Die Bestimmungen der bisherigen Nr. 1 
werden durch die Nr. 3*" miterfaßt. 

16. In S 13 Nr. 2 tritt an die Stelle des Wor- 
tes: „. . . gesetzlichen . . .“ das Wort: 
„. . . gesetzten . . .“. 

Begründung: 

Es handelt sich um die Berichtigung eines 
offensichtlichen Schreibfehlers. 

17. In S 14 wird nach: „. . . § 13 . . .“ ein- 
gefügt: „. . . und S 14 . . .“. 

Begründung: 

§ 14 regelt im Dritten Überleitungsgesetz 
die Durchführungsverordnungen, die im 
§ 10 dieses Gesetzes vorgesehen sind. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundes rates zum Entwurf eines Gesetzes über den 

Verkehr mit Fischen und Fisdiwaren 
(Fischgesetz) 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorsdilägen des Bundesrates wie folgt 
Stellung; 

Im allgemeinen wird den Abänderungsvor- 
sdilägen des Bundesrates zugestimmt. Die Er 
höhung des Abgabensatzes in § 4 Abs. 2 ist 
nach Auffassung der Bundesregierung aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit allein noch 
nicht zu rechtfertigen. Die Bedenken gegen 
diese Erhöhung werden jedoch zurückgestellt, 
da es sich bei dem Vorschlag des Bundesrates 
auf Erhöhung des Satzes auf 2 DM je 100 kg 
Fische und Fischwaren lediglich um eine Er- 
mächtigung handelt. 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 6 geht 
über die Regierungsvorlage hinaus, die be- 
wußt nur die Förderung des Fischverbrauchs 
vorsah. Die Bedenken, ob die autkommenden 
Mittel für den erweiterten Zweck ausicichcn 
werden, werden zurückgestellt. Die Strei- 
chung des Wortes „dcutsÄen“ in § 6 Abs. 1 
Ziff. 2, die vom Bundesrat vorgeschlagcn 
wird, würde zur Folge haben, daß die Ab- 
gabe von jeder Seefisdieinfuhr, von sämt- 
lichen Anlandungen und sonstigen Einfuhren 
erhoben werden müßte. Dadurch würde die 
Abgabe den Charakter eines Zolles erhalten. 
Dies ist jedoch auch vom Bundesrat nicht be- 
absichtigt. 

Um jeglichen Zweifel hinsichtlich des 
Charakters der Abgabe auszuschließen, 
schlägt die Bundesregierung folgende Fassung 
des S 6 vor; 

„§ 6 

Beiträge zur Förderung des Fischabsatzes 

(1) Zur Förderung des Fischabsatzes 
werden Beiträge erhoben 

1. von den Betrieben der Hochsee-, 
Kutter- und Küstenfischerei, 


2. von Betrieben, die Fische oder Fisch- 
waren auf den Seefisdimärkten als 
erste Abnehmer oder vom Ausland er- 
werben. 

(2) Der Beitrag wird nach der Menge 
der in deutschen Häfen angelandctcn 
Fische und Fischwaren oder der erwor- 
benen Fische und Fischwaren — ausschließ- 
lich Fischmehl — bemessen; er darf 
0,10 Deutsche Mark je 100 kg Fische und 
Fisdiwaren nicht übersteigen. 

(3) im übrigen gelten die Bestimmun- 
gen des § 4 Abs. 2 Satz 2 Abs. 4 und 5 
sinngemäß." 

Die Bundesregierung schlägt weiter vor, die 
Fassung des § 4 der vorgesdilagenen Neufas- 
sung des § 6 anzupassen und dem § 4 fol- 
gende Fassung zu geben; 


4 4 


Beitrag zur Marktstützung 

(1) Zur Marktstützung 3) wird von 
den inländischen Betrieben der Hochsec-, 
Großen Herings-, Kutter- und Küsten- 
fischerei ein Beitrag erhoben. Betriebe der 
Großen Heringsfischerci sind nur beitrags- 
pflichtig, soweit sie Seefischmärkte be- 
schicken. 


(2) Der Beitrag wird nach der Menge 
der in deutschen Häfen angclandeten 
Fische und Fischwaren bemessen; er darf 
2 Deutsche Mark je 100 kg Fisdie und 
Fischwaren nicht übersteigen. Der Bundes- 
ministcr erläßt durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Be- 
stimmungen über die Höhe des Beitrages 
und seine Erhebung. 
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(3) Der Bundesminister verwendet die 
Beiträge nach Anhörung des Beirats (§ 5); 
er kann sie bis zur endgültigen Verwen- 
dung den Seefischmarktgescllschaften der 
Küstenländer als Darlehen für Zwecke der 
I'ischwirtschaft überlassen. 

(4) Der Beitrag wird nach den Vor- 
schriften der Rcichsabgabenordnung und 


ihrer Durchführungsbestimmungen beige- 
trieben. 

(5) Die Verwendung der Beiträge unter- 
liegt der Rechnungsprüfung durch den 
Bundesrechnungshof. “ 

Entsprediend dieser neuen Fassung muß als- 
dann in § 3 das Wort „Abgabe“ durch „Bei- 
träge“ ersetzt werden. 
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